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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
VI/63 Bauaufsichtsamt 63/173/2017 
 

Neubau des ZPM (Zentrum für Physik und Medizin); 
Schwabachanlage; Fl.-Nrn. 590, 1155/1; 
Az.: 2017-262-VO 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Bauausschuss / Werkausschuss für 
den Entwässerungsbetrieb 

11.07.2017 Ö Beschluss angenommen mit Änderungen 

 
 
Beteiligte Dienststellen 
Im Rahmen des Baugesuchs: 
Stadtplanung, Verkehrsplanung, Tiefbauamt 
 
 

I. Antrag 
Das gemeindliche Einvernehmen gemäß § 36 BauGB für das Bauvorhaben und die erforderlichen 
Befreiungen gemäß § 31 BauGB werden erteilt.  
 
 

II. Begründung 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen ruft das Bauvorhaben hervor?) 

Bebauungsplan:   202 

Gebietscharakter: Sondergebiet (SO) 
Widerspruch zum 
Bebauungsplan: 

Mit dem Erweiterungsbau wird die GFZ insgesamt 2,1 betragen; die max. zu-
lässige GFZ von 2,0 wird geringfügig überschritten. 

 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

 
Sachverhalt: 
Geplant ist ein Forschungsgebäude „Zentrum für Physik und Medizin“ (ZPM) auf dem Universitäts-
Nordgelände. Das Gebäude mit Büro- und Laborflächen, Reinraum sowie Werkstätten soll bis zu 4 
Geschosse mit aufgesetztem Technikgeschoss erhalten. Die Grundfläche beträgt ca. 56 m x 57,5 
m, langfristig ist ein Anbau von ca. 22,5 m x 20,5 m geplant. Hierfür bedarf es einer Befreiung von 
der im Bebauungsplan Nr. 202 festgesetzten GFZ von 2,0. 
 
Der Stadtrat hat in seinem Grundsatzbeschluss vom 08.12.2016 (611/155/2016) die Ansiedlung 
weiterer Spitzenforschungseinrichtungen im Universitäts-Nordgelände begrüßt und die Verwaltung 
beauftragt, die Umsetzung der Bauvorhaben zu unterstützen. 
 
Beurteilung: 
Bauplanungsrechtlich bestehen gegen das Vorhaben keine Bedenken. Die erforderliche Befreiung 
für eine GFZ von 2,1 bei Realisierung des vorgesehenen Erweiterungsbaus kann erteilt werden, da 
die Grundzüge der Planung nicht berührt sind und die Abweichung städtebaulich vertretbar ist. 
Der beantragten Stellplatzablösung kann entsprochen werden; Behinderten- und Fahrradstellplät-
ze sind jedoch nachzuweisen. 
Im Hinblick auf das Planungsziel der Schaffung eines künftigen "Grünzuges Schlossgarten - 
Schwabachtal" wurden seitens der Stadtplanung keine Einwände gegen das Vorhaben erhoben. 
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3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Nachbarbeteili-
gung: 

Es wurde beantragt, gemäß Art. 71 Abs. 4 Halbsatz 2 BayBO von der Nach-
barbeteiligung im Vorbescheidsverfahren abzusehen. 

 
 
 
 
Anlagen: Lageplan 
  Baumbestandsplan 
  Lageplan Teilabbruch und Schnitte 
 
 

III. Abstimmung 
 
Beratung im Gremium:  Bauausschuss / Werkausschuss für den Entwässerungsbetrieb am 
11.07.2017 
 
Protokollvermerk: 
1. Frau Stadträtin Grille stellt den Antrag den TOP als Einbringung zu behandeln. 
Dieser Antrag wird mit 11 gegen 1 Stimmen mehrheitlich abgelehnt. 
 
2. Frau Stadträtin Egelseer-Thurek bittet, dass der Schaffung eines künftigen „Grünzuges 
Schlossgarten – Schwabachtal“ nichts im Wege stehen darf. 
Die Verwaltung sagt einer Prüfung zu. 
 
3. Die Verwaltung wird beauftragt dem Bauwerber mitzuteilen, dass der Ausschuss die potentielle 
Erweiterungsfläche optional mit fünf Geschossen mehrheitlich befürworten würde.  
 
Ergebnis/Beschluss: 
Das gemeindliche Einvernehmen gemäß § 36 BauGB für das Bauvorhaben wird erteilt, die erfor-
derlichen Befreiungen gemäß § 31 BauGB werden zum jetzigen Zeitpunkt nicht erteilt.  
 
mit 11  gegen 1   Stimmen 
 
Dr. Marenbach Bohnenstengel 
Vorsitzende Schriftführerin 
 
 
 
 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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